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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 01/2009 


vom:
14.01.2009

Entfernungspauschale ab 2007 

Auswirkungen des Urteils des BVerfG vom 9.12.2008

Fahrtkostenzuschüsse in 2007

Sehr geehrte Damen und Herren,

bereits mit Fachrundschreiben Nr. 30/2008 informierten wir Sie über die Auswirkungen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 9.12.2008 – 2 BvL 1/07 u. a., zur Entfernungspauschale. 

Zum Zeitpunkt der Abfassung des Fachrundschreibens stand die Entscheidung der Finanzverwaltung noch aus, ob eine nachträgliche Pauschalierung von Fahrtkostenzuschüssen und geldwerten Vorteilen (Dienstwagennutzung für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte) auch für das Jahr 2007 noch möglich ist.

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben nunmehr entschieden, dass der Arbeitgeber Fahrtkostenzuschüsse, usw. aus dem Jahr 2007 ab dem ersten Entfernungskilometer nachträglich auch pauschal nach § 40 Abs. 2 Satz 2  EStG versteuern kann (BMF-Schreiben vom 30.12.2008 – IV C 5 – S 2351/08/10005). Dies gilt auch, obwohl die Lohnsteuerbescheinigung für das Jahr 2007 bereits übermittelt ist.

Für das Jahr 2008 ist die nachträgliche Pauschalierung ebenfalls noch möglich, wenn die Lohnsteuerbescheinigung wegen unterjähriger Beendigung des Dienstverhältnisses bereits übermittelt ist. 

Der Arbeitnehmer hat allerdings keinen Rechtsanspruch auf nachträgliche Pauschalierung.

Über die nachträgliche Pauschalierung von bisher individuell besteuerten Fahrtkostenzuschüssen im Kalenderjahr 2007 (und ggf. 2008) hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Bescheinigung zu erteilen. 

Mit der Bescheinigung des Arbeitgebers über die nachträgliche Pauschalierung kann beim Finanzamt die Änderung des ESt-Bescheids 2007 nach § 175 Abs. 1 Satz 1  Nr. 2 AO (= rückwirkendes Ereignis) beantragt werden. Als Anlage ist der Text eines Musterantrags beigefügt.

In Höhe der rückwirkend pauschal besteuerten Fahrtkostenzuschüsse und geldwerten Vorteile ist der steuerpflichtige Arbeitslohn zu mindern. 

Zu beachten ist, dass im Umfang der Pauschalbesteuerung die Entfernungspauschale nicht als Werbungsosten abziehbar ist (§ 40 Abs. 2 Satz 3 EStG).

Sofern der Arbeitgeber keine nachträgliche Pauschalierung der individuell versteuerten Fahrtkostenzuschüsse vornimmt, steht dem Arbeitnehmer die Entfernungspauschale ab dem ersten Entfernungskilometer zu. In diesen Fällen wird das Finanzamt von sich aus eine Änderung des vorläufigen Einkommensteuerbescheides 2007 veranlassen, wenn in der ESt-Erklärung Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bisher bereits geltend gemacht wurden.

Sollte dies nicht der Fall sein, muss beim Finanzamt die Änderung des ESt-Bescheids nach § 165 Abs. 2 AO und der Abzug der Entfernungspauschale für die gesamte Strecke beantragt werden (siehe dazu Ausführungen im Fachrundschreiben Nr. 30/2008 Seite 2).

Mit freundlichen Grüßen 

Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









